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schreibt, was andere über Bern und die  

Schweiz nicht berichten (dürfen).
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Von Thomas Fuchs, 
Gemeinderats­
kandidat Liste 1 
(Bürgerliches  
Bündnis), Präsident 
Vereinigung Bern­
Aktuell, Bern

Steuersenkungen – ein wahres Märchen
Eine kleine Geschichte für all jene, die glauben, Steuersenkungen seien ein ungerechtes Geschenk an die Reichen.

Zehn Freunde trafen sich täglich zum Biertrin-
ken. Alle tranken sie in etwa gleich viel und die 
Summe ihrer Konsumation belief sich jeweils 
auf 100 Franken. Normalerweise müsste jeder 
von ihnen 10 Franken bezahlen. Aber unsere 
zehn Freunde haben sich dazu entschieden, die 
Rechnung analog der Einkommenssteuer unter-
einander aufzuteilen: Die ersten vier Trinker wa-
ren die «Armen», sie zahlten nichts. Der Fünfte 
zahlte 1 Franken. Der Sechste zahlte 3 Franken, 

der Siebte zahlte 7 Franken, der Achte zahlte 12 
Franken, der Neunte zahlte 18 Franken und der 
Zehnte – er war ja der «Reichste» der Gruppe – 
zahlte 59 Franken.
 
Die zehn Männer trafen sich so immer am Ende 
des Tages. Sie tranken ihr Bier und schienen 
zufrieden mit ihrem Arrangement zu sein. Bis 
zu dem Tag, an dem der Wirt beschloss, ihnen 
einen Treue-Rabatt zu geben. «Da Ihr so gute 
Kunden seid, gewähre ich euch einen Rabatt von 
20 Franken auf die nächste Gesamtrechnung zu 
machen. Statt 100 Franken kosten eure Biere nur 
noch 80 Franken».

Die Gruppe freute sich und beschloss, die neue 
Summe weiterhin in gleichem Verhältnis wie 
ihre Steuern zu zahlen. Die ersten vier tranken 
ihr Bier weiterhin gratis. Aber wie wollten die 
anderen sechs zahlenden Kunden nun die 20 
Franken Rabatt fair untereinander aufteilen? Ih-
nen wurde klar, dass 20 Franken geteilt durch 

sechs Personen so ziemlich ungerade Beträge 
ergeben würden.
 
Der Wirt schlug vor, dass es doch gerechter 
wäre, den Rabatt ebenfalls im gleichen Umfang 
aufzuteilen wie dies bereits bei der Rechnung 
geschieht. Er rechnete den Männern vor: Der 
fünfte Mann zahlte jetzt gar nichts mehr, der 
Sechste nur noch 2 statt 3 Franken (33% Rabatt), 
der Siebte zahlte nur noch 5 statt 7 Franken 
(28% Rabatt), der Achte zahlte 9 statt 12 Fran-
ken (22% Rabatt), der Neunte zahlte 14 statt 18 
Franken (16% Rabatt) und der Zehnte noch 50 
statt 59 Franken (16% Rabatt).
 
Kaum hatte der Wirt einkassiert, begann ein 
Streit unter den Freunden. «Von den 20 Franken 
Rabatt habe ich ja nur 1 Franken erhalten», 
sagte der Sechste. Er zeigte mit dem Finger auf 
den Zehnten und meinte lautstark: «Du als der 
Reichste von uns hast ganze 9 Franken Rabatt 
eingeheimst! Das geht doch nicht!» Die anderen 
acht Männer nickten eifrig mit dem Kopf. Der 
Erste schrie laut auf: «Und ich hatte gar nichts 
vom Rabatt – diese Aufteilung geht ja zu Lasten 
von uns Armen!» Die Empörung schwappte 
über und die ersten neun Freunde beleidigten 
den Zehnten, wie skandalös es doch sei, sich 
auf Kosten der anderen so bereichern zu wollen.
 
Der zehnte Mann sagte nichts, er ging schwei-
gend nach Hause und beschloss, sein Bier künf-
tig nicht mehr im Wirtshaus zu trinken. Am 
nächsten Abend traf sich die Gruppe nunmehr 
zu neunt. Sie tranken ihr Bier und empörten 
sich immer noch über das Verhalten des zehnten 
Mannes.
 
Als es dann an der Zeit war, die Rechnung zu be-
zahlen, sahen sich die Männer plötzlich gegen-
seitig an, allesamt kreidebleich. Denn in diesem 
Moment lernten sie eine wichtige Lektion: Sie 
hatten nicht genug Geld, um auch nur die Hälfte 
der Rechnung zu bezahlen.

PS: Am 29. November 2020
Wahltag ist Zahltag!

Bild: Peter Titmuss / shutterstock.com
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Von
Bernhard Hess,  
Alt Nationalrat, 
Stadtratskandidat, 
Bern
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Gender-Unfug in der Stadt Bern
Eine ältere Frau, eine schwangere Frau, eine Frau mit Afro-Frisur oder ein lesbi-
sches Paar – wie die Stadt Genf will nun auch das rotgrün-dominierte Bern die An-
bringung von gendergerechten Strassensigneten. Doch zum Glück hat der Kanton 
Bern gegenüber solchem Unsinn Bedenken.

In diesem Frühjahr hat die Stadt Genf 250 «gen-
dergerechte Verkehrsschilder» angebracht. Wie 
der «Bund» kürzlich berichtete, haben die Schil-
der gute Chancen, bald auch in der Stadt Bern 
zu stehen. Denn offensichtlich hegt der linksge-
richtete Gemeinderat «grosse Sympathien» für 
die Schilder. Damit die diversitätsfreundlichen 
Schilder jedoch den Einzug in die Stadt finden, 
braucht es glücklicherweise noch den Segen 
der Behörden. Immerhin ist die Verkehrssigna-
lisation Sache des Kantons. Der Gemeinderat 
will nun mit dem Kanton und dem Bundesamt 
für Strassen zusammensitzen und Möglichkeiten 
für die gendergerechten Verkehrsschilder prüfen. 
Der Gender-Gaga-Wahn nimmt Fahrt auf!

Gender-Schilder-Salat
Doch der Vorsteher des kantonalen Tiefbau-
amtes Stefan Studer bremst den Gender-Un-
sinn verbal aus indem er darauf hinweist, dass 
Schilder einfach und verständlich sein müssen, 

Einheitlichkeit ist dabei das höchste Gut. Welche 
Signale verwendet werden dürfen und wie sie 
auszusehen haben, lege der Bund fest. Studer 
ist dagegen, dass einzelne Kantone eigene Pik-
togramme verwenden. Es bestehe die Gefahr 
eines «Schildersalats». So oder so: Das letzte 
Wort in der Angelegenheit hat das Bundesamt 
für Strassen (Astra). Ein ähnlicher Antrag wurde 
2011 verworfen.

Schuldenstadt  
Biel/Bienne

«Spare in der Zeit, dann hast du in der Not», sagt 
ein Sprichwort. Nur dumm, dass die Stadt Biel 
das vergangene, wirtschaftlich gute Jahrzehnt 
nicht dazu genutzt hat, um sich für die heutige 
Coronakrise zu wappnen. Seit Jahren verlangt 
die SVP die Einführung einer Schuldenbremse. 
Passiert ist das Gegenteil. Der Schuldenberg 
beläuft sich heute auf 800 Millionen Franken 
und wird schon bald die Milliarden-Marke über-
schritten haben.
 
Diese, bereits bestehende Schieflage nun als 
Folge von Corona abzutun, wäre sowohl falsch 
als auch gelogen. Die Stadt lebt seit Jahren schon 
über ihre Verhältnisse. Sie wird deshalb nicht 
darum herum kommen, ihre Ausgabenpolitik 
zu überdenken und eine effektive Aufgabenver-
zichtsplanung vorzunehmen. Eine Steuererhö-
hung, wie sie nun wieder als Idee ins Spiel ge-
bracht wird, gab es übrigens bereits schon 2016. 
Es wäre nun wirklich an der Zeit, zu allererst den 
Rotstift in die Hand zu nehmen und auf rot-grüne 
Wunschprojekte zu verzichten. 

Von  
Sandra Schneider, 
Stadträtin und 
Grossrätin,  
Biel/Bienne
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Kriegsmaterial:  
Wirkungslose Initiative zulasten 
der Altersvorsorge

Von HotellerieSuisse, Nicole Brändle  
Schlegel, Leiterin Arbeit, Bildung, Politik und 

Patric Schönberg, Leiter Kommunikation

Die Verbandsleitung von HotellerieSuisse hat 
an ihrer Sitzung vom 25. September die Nein-
Parole zur Volksinitiative «Für ein Verbot der 
Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten» 
beschlossen. Das gutgemeinte Initiativbegehren 
würde ohne Wirkung bleiben und den Spielraum 
für Anlagen in der Altersvorsorge einschränken. 
Davon wäre auch die verbandseigene Pensions-
kasse negativ betroffen.
 
Die Volksinitiative der GSoA und der Jungen 
Grünen verlangt, dass die Schweizerische Natio-
nalbank (SNB), Stiftungen sowie Einrichtungen 
der staatlichen und beruflichen Vorsorge Unter-
nehmen nicht mehr finanzieren dürfen, die mehr 
als fünf Prozent ihres jährlichen Umsatzes mit 
der Herstellung von Kriegsmaterial erzielen. 
Betroffen von diesem Verbot wären nebst der ge-
samten Rüstungsindustrie auch Zulieferbetriebe 
aus der MEM-Industrie sowie potentiell Banken 
und Versicherungen. Diese Einschränkungen 
führen grundsätzlich auch zu einer Erschwerung 
von Anlagestrategien in der Altersvorsorge, da 

Anteile eines Kriegsmaterialproduzenten nicht 
mehr in Vorsorgefonds enthalten sein dürfen. Für 
Schweizer Vorsorgewerke bedeutet dies höhere 
Anlagerisiken und eine aufwändigere Verwal-
tung der Vermögenswerte. Vor dem Hintergrund 
der grossen Herausforderungen in der Alters-
vorsorge sollte auf zusätzliche Hindernisse ver-
zichtet werden.
 
Initiative bringt Nachteile für verbands-
eigene Pensionskasse
Von der Initiativforderung ist auch die HOTELA 
als verbandseigene Pensionskasse negativ tan-
giert. Aus diesem Grund lehnt HotellerieSuisse 
die Volksinitiative klar ab. Das Begehren würde 
zudem wirkungslos bleiben, da ein internatio-
nales Finanzierungsverbot nicht realistisch ist 
und die Schweiz nicht im Alleingang global ver-
netzte Rüstungsindustrien kontrollieren kann. 
Daher kann das Ziel der Initianten, die Finan-
zierung der Waffenproduktion in der Schweiz 
einzuschränken und zu einer friedlicheren Welt 
beizutragen, mit dieser Vorlage nicht erreicht 
werden. Hingegen drohen der Schweizer Wirt-
schaftsstandort, die Versorgungssicherheit der 
Armee und die Vorsorgepolitik der Schweiz be-
einträchtigt zu werden.

Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Vergiftungen Hund
Frage: «Mein Hund frisst gerne alles, was er 
am Boden findet oder stiehlt sogar etwas vom 
Tisch. An Ostern hat er den Rest eines Scho-
koladenhasen gefressen. Eine Freundin hat 
mir später gesagt, ich hätte sofort zum Tierarzt 
gehen müssen, weil Schokolade für Hunde 
giftig ist. Stimmt das? Mein Hund hat damals 
gar kein abnormales Verhalten gezeigt und ist 
auch jetzt noch munter.»

Herr Th. Gille, Bern

Lieber Herr Gille
Schokolade gehört tatsächlich nicht «in Hun-
des Maul». Um Weihnachten und Ostern be-
kommen Tierarztpraxen vermehrt Anrufe von 
Hundebesitzern, welche nach Hause kommen 
und feststellen, dass ihr Hund Schokolade ge-
stohlen und gefressen hat. Also immer daran 
denken, die Schokoladenhasen ausser Reich-
weite zu versorgen!
Schokolade beinhaltet einen Wirkstoff, welcher 
in gewissen Mengen giftig für den Hund ist. 
Bei kleineren Mengen treten milde Symptome 
wie Erbrechen und Durst auf. Grössere Men-

gen sind jedoch lebensbedrohlich, da sie zu 
Krampfanfällen und Herzproblemen führen.
Der Anteil an diesem Wirkstoff (Theobromin) 
in der Schokolade ist abhängig von der Scho-
koladenart. Umso mehr Kakao in der Schoko-
lade ist, desto toxischer ist diese. Eine Schoko-
lade mit 70%igem Kakaoanteil ist etwa 10 Mal 
giftiger als Milchschokolade. Einen grossen 
Einfluss hat auch das Körpergewicht eines 
Hundes. Die gut tolerierte Menge ist bei einem 
Hund mit nur 5kg viel schneller erreicht als bei 
einem 30kg schweren Hund.
Ein Beispiel: Bei einem 35kg schweren Hund 
ist das Verschlingen einer 100g Schokoladen-
tafel zu 70% Kakaoinhalt schon gefährlich 
– während der gleiche Hund ein ganzes Kilo 
Milchschokolade fressen könnte, bevor die Si-
tuation für ihn lebensbedrohlich wird.
Ein 5kg Hund kommt schon mit einer Reihe 
dunkler Schokolade zu kritisch hohen Werten 
– bei Milchschokolade braucht er dafür mehr 
als eine ganze Tafel Schokolade.
Milde Symptome treten meistens bei der Ein-
nahme eines Drittels dieser gefährlichen Men-
gen auf.
Beim Verdacht auf Verspeisen einer kritischen 

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

Menge an Schokolade kann der Notfalltierarzt 
bei einem Hund Erbrechen auslösen, wenn die 
Aufnahme noch nicht zu lang her ist, und eine 
Infusion und Aktivkohle verabreichen.
Tierärzte und Toxikologische Informations-
zentren können helfen auszurechnen, ob die 
gefressene Menge Schokolade eine notfallmäs-
sige Behandlung benötigt. 

Magali Kreienbühl, Tierärztin in der Kleintier­
praxis Pezzi.Vet, Pestalozzistrasse 40,  
3007 Bern 

NEIN zum  
Budget 2021  
der Stadt Bern!

www.budget-nein.ch



BernAktuell� Ausgabe Nr. 231

November/Dezember 2020� Seite 5

Gerechter Steuerausgleich?
Es gibt sie, die reichen und die sehr reichen Men-
schen. Diese sollen und wollen in den meisten 
Fällen auch ihren Beitrag leisten und bezahlen 
brav ihre Steuern. Schon heute berappt näm-
lich eine kleine Prozentzahl der Reichsten den 
Grossteil sämtlicher Steuern. Die aktuelle Ber-
ner Politik trifft mit ihren Massnahmen aber im 
Wesentlichen nicht diese Gruppe. Sie trifft den 
Mittelstand und ja, sie trifft auch die Mieterinnen 
und Mieter.

Mittelstand betroffen
Im Zuge der Neubewertung der amtlichen Werte 
haben wir unzählige Telefonate mit Hauseigen-
tümerinnen und Hauseigentümern geführt, deren 
Häuser im amtlichen Wert um über 60% gestie-
gen sind. Dabei sprechen wir von privaten Inves-
toren, welche vielleicht ein kleines Mehrfami-
lienhaus besitzen, dank guter Beziehung mit den 
Mieterinnen und Mietern moderate Mietzinse 
verlangen und an vorderster Front an guten Lö-
sungen, auch beim Corona-Thema, interessiert 
sind. Andere Beispiele kommen von Seniorin-
nen und Senioren, welche vor langer Zeit ein 
Einfamilienhaus erstehen konnten und heute von 

der AHV leben. Leider aktuell ohne Aussicht auf 
eine vernünftige Lösung bei der Abschaffung 
des Eigenmietwertes, sehen sie sich nun mit 
einer massiven Erhöhung des amtlichen Wertes 
konfrontiert. Unter «Reiche besteuern» verstehe 
ich etwas anderes.

Langfristige Erhöhung der Mieten
Der langfristige Effekt der Verteuerung durch 
Steuern und Gebühren von Immobilien hat noch 
eine weitere Auswirkung. Langfristig werden 
sich durch die höheren Kosten natürlich auch die 
Mieten erhöhen, was wiederum den Mittelstand 
und sogar «ärmere Schichten» trifft. Dabei geht 
es nicht um Immobilienhaie, welche die Mieten 
schamlos erhöhen, es geht darum, dass sich 
mit höheren Abgaben schlicht und einfach die 
Kosten erhöhen. Im Übrigen gehört der über-
wiegende Teil der Immobilen den Vorsorgewer-
ken, welche höhere Gebühren im Auftrag Ihrer 
Versicherten auf die Mieter überwälzen müssen. 
Ändern können wir diesen Umstand, indem wir 
uns mit tieferen Einnahmen der Vorsorgewerke 
zufrieden geben und uns in der Konsequenz mit 
tieferen Renten begnügen?

Ist das wirklich der politische Wille, oder präzi-
ser gefragt: Ist das wirklich der Wille der Berner 
Wählerinnen und Wähler?

Weitere Auswirkungen von Steuererhö-
hungen auf Immobilien
Mit den versteckten und offenen Erhöhungen 
von Steuern auf Immobilienbesitz, sinkt die 
Moral von privaten Hauseigentümerinnen und 
Hauseigentümern, in eben diese zu investieren. 
Mehr und mehr werden Private durch profes-
sionelle, nach dem Buchstaben des Gesetzes 
agierende, Investoren ersetzt, die den Woh-

nungsmarkt weiter dominieren. Die bleibenden 
Privaten werden aufgrund sinkender Kaufkraft 
weniger Renovationen tätigen. Was nicht un-
bedingt zur Verschönerung der gesamten Wohn-
situation beiträgt, betrifft aber vor allem die 
von Renovationen und Sanierungen lebenden 
Handwerker und damit die gesamte regionale 
Wirtschaft. Die Attraktivität, im wunderschönen 
Bern zu leben, sinkt also mit solchen politischen 
Massnahmen zunehmend.

Von 
Stephan Ischi,  
Dipl. Finanz- und 
Anlageexperte, 
Stadtratskandidat 
SVP, Bern

Erhöhung der amtlichen Werte – Steuereffekt?
In den letzten Ausgaben haben verschiedene Exponenten über die Finanzpolitik von Bern geschrieben. Dabei ging es insbe-
sondere um die Ausgabewut und die damit einhergehenden Erhöhungen von Steuern und Gebühren. Auffallend sind die syste-
matischen zusätzlichen Begehrlichkeiten gegenüber Hauseigentümerinnen und Hauseigentümern. Höhere Steuern und Gebüh-
ren kann man politisch wollen, wie ist aber der Effekt?
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Von 
Andrea Geissbühler, 
Nationalrätin, Präsi­
dentin Dachverband 
«Drogenabstinenz 
Schweiz»

Pilotversuche mit legalisierter staatlicher Canna-
bis-Abgabe: gefährlich und unwissenschaftlich

Mit der Zustimmung der Mehrheit des National- 
und Ständerates können die Experimente mit 
Kiffern (3% der Bevölkerung) gestartet werden. 
Sie sollen darüber Aufschluss geben, wie sich 
ein kontrollierter Zugang zu Cannabis auf den 
Konsum, das Kaufverhalten und die Gesund-
heit der Teilnehmenden auswirken wird. Gemäss 
Art. 5.2 der Bundesverfassung muss staatliches 
Handeln im öffentlichen Interesse liegen, was 
bei diesen Versuchen nicht zutrifft.
Der Konsum und das Kaufverhalten kann nicht 
kontrolliert werden, d.h. es wird eine Selbst-
deklaration geben. Diese muss als nicht wissen-
schaftlich eingestuft werden.

Die Experimente mit Kiffern belasten deren 
Gesundheit. Unzählige, wissenschaftlich fun-
dierte Studien belegen die negative Auswirkung 
von Cannabis auf den Körper und die Psyche: 
Lungenschäden, Amotivationssyndrom = «Null-
Bock-Stimmung», Beeinträchtigung der Reak-
tions- und Konzentrationsfähigkeit sowie des 
Kurzzeitgedächtnisses, Aggressionen, Gewalt, 
Depressionen, Psychosen, Schizophrenien, usw. 

Dass die folgenden Anträge nicht angenom-
men wurden, ist ein Skandal:
• � Sie müssen ein geregeltes Arbeitsverhältnis 

aufweisen und ihr Arbeitgeber muss über 
die Versuchsteilnahme informiert sein. Auch 
Schüler/-innen und Studierende müssen ihre 
Vorgesetzten über den regelmässigen Canna-
biskonsum ins Bild setzen, um Notfallsitua-
tionen richtig zu begegnen und Fehlleistungen 
vorzubeugen.

• � Damit das Strassenverkehrsgesetz (SVG) 
nicht verletzt wird (Null-Toleranz) und die 
Rechtsgleichheit garantiert bleibt, müssen die 
Versuchsteilnehmenden ihren Fahrzeugaus-
weis aus Sicherheitsgründen abgeben! 

• � Die Versuchsteilnehmenden dürfen weder So-

zialhilfegelder noch eine Invalidenrente be-
ziehen, damit sie die Betäubungsmittel selbst 
finanzieren können. 

• � Die Tabaksteuer gilt auch für die zum Rauchen 
bestimmten Cannabisprodukte.

• � Die Kosten für die Herstellung des Drogen-
hanfs, die Betreuung der Teilnehmenden, die 
Kontrollen von Stoff und Auswirkungen wer-
den Millionen von CHF kosten. Diese Kosten 
müssen die Gemeinden, welche diese Pilot-
versuche starten wollen, ohne direkte oder 
indirekte finanzielle Beiträge des Bundes und 
der Kantone übernehmen, da diese nicht von 
öffentlichem Interesse sind.

• � Gefährlich bei dieser Versuchsanlage ist auch 
die vorgesehene Höchstmenge von 10 Gramm 
Cannabis pro Monat. Diese Menge ergibt ca. 
100 Joints mit einem hohen THC-Gehalt von 
15% (wie hochprozentiger Schnaps!). In den 
68er-Jahren betrug der Rauschgiftgehalt von 
Marihuana ca. 1 bis 3%! (Cannabisbericht der 
EKDF).

Da eine Kontrollgruppe fehlt, werden den Pilot-
versuchen mit Cannabis von Fachleuten schon 
jetzt die Wissenschaftlichkeit abgesprochen. 
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info@sifa-schweiz.ch – auch 
im 2020 Recht durchsetzen

Wir leben in einer Zeit, in der es schon fast eine revolu-
tionäre Tat ist, sich für die Durchsetzung von Recht und 
Ordnung einzustehen. Die sifa sowie PIKOM werden in 
der nächsten Zeit stark gefordert sein, den unwiderleg-
baren Zusammenhang der Masseneinwanderung mit 
der Kriminalitätsexplosion einer breiten Bevölkerung 
aufzuzeigen. 

Nun wird es noch interes-
santer und einfacher, ältere 
Menschen durch billigere 
Ausländer zu ersetzen

Bei den über 56-Jährigen ist die Sozialhilfequote seit der 
Einführung der Personenfreizügigkeit um über 140 Pro-
zent gestiegen. Nun will der Bundesrat schnell ein neu-
es Sozialwerk. Die «Überbrückungsrente» einführen, 
obwohl er nicht einmal weiss, wie er die bestehenden 
Sozialrenten finanzieren will. 

Das Volk hat dieser Fehl-
konstruktion der Guillotine
klausel zugestimmt

Es ist schlimm, wenn ein souveräner Staat nicht einmal 
mehr seine eigene Zuwanderung steuern und kontrollie-
ren will und nicht einmal mehr die Anzahl Ausländer in 
seinem Land bestimmen darf. Auf der ganzen Welt gibt 
es kein Land, welches die Personenfreizügigkeit  mit 
dem Freihandel verknüpft. 

Eidgenössische Volksinitia-
tive «Für eine sichere und 
vertrauenswürdige Demo-
kratie (E-Voting-Morato-
rium)»

Die Direkte Demokratie gehört zu den höchsten Gü-
tern der Schweiz. Das Vertrauen in sie darf nicht länger 
durch unsichere und intransparente E-Voting-Systeme 
aufs Spiel gesetzt werden. Darum wollen wir E-Voting 

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–.
l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

l  Bestellung Buch Rudolf Minger Fr. 48.– 

Name:	

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 41 61� www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

mit einem Moratorium (Verbot auf 
Zeit) so lange verbieten, bis es 
transparent ist und nicht manipu-
liert werden kann. Nur wenn alle 
Schritte der Stimmabgabe für die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbür-
ger ohne besondere Sachkenntnis 
überprüfbar und nachvollziehbar 
sind, können wir das Vertrauen in 
unsere direkte Demokratie erhal-
ten. – herunterladen von Abstim-
mungsbögen unter: www.e-voting-
moratorium.ch

Täglich fliegen 
gegen 3’500 
Personen nach 
London

Der Debatte um den Klimawandel 
zum Trotz, fliegen jährlich 1,25 Mil-
lionen Gäste mach London-Hea-
throw, dem grössten Flughafen 
Englands. Gegenüber dem Vorjahr 
noch einmal 1,3 Prozent mehr. 

Rentner sollen 
13. Monatsrente 
erhalten

Initiative «für eine 13. AHV-Rente», lanciert vom Schwei-
zerischen Gewerkschaftsbund. AHV-Bezüger sollen An-
spruch auf einen jährlichen Zuschlag in der Höhe eines 
Zwölftels ihrer Rente erhalten. 

SP des Kantons Zürich reicht 
«Elternzeit-Initiative» ein

Die Initiative fordert 18 Wochen bezahlte Elternzeit für 
Mütter und Väter. Die Initiative wird die bezahlte Eltern-

zeit für beide Elternteile von 14 Wochen Mutterschafts-
urlaub erhöhen, respektive einführen. 

Verrat an der Verfassung
Das Parlament, welches das Ausführungsgesetz zu for-
mulieren hatte, beschloss das Gegenteil des vom Volk 
angenommenen Verfassungsartikels. Dies trotz Schwur 
auf die Verfassung, einen Treuebruch ohnegleichen 
gegenüber der Schweiz. 


